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Zur Frage, inwiefern ein Certificat über die Aufnahme in den 
Gemeindeverband den Beweis für die legale (in geſetzlicher Form 
vollzogene) Aufnahme herſtellt. 


Johann Sch. . . . iſt i. J. 1827 zu B. Gemeinde T. im po⸗ 
litiſchen Bezirke R. in Krain geboren, wo ſeine Eltern Mathias und 
Maria Sch. anſäſſig geweſen find. Der Vater ftarb ſchon im Jahre 
1828 und Johann Sch. blieb nun im Elternhauſe zu B. bei der 
Mutter bis 1847. In dieſem Jahre aſſentirt, blieb er bis Ende 1856 
Soldat. Er diente activ bis Auguſt 1855 und kam im December 


und iſt derſelbe vom heutigen Tage als hieſiges Gemeindeglied zu 
betrachten. 

Gemeindevorſtehung N. am 19. December 1860. 

Lb [86 Joſef K. 
Gemeindevorſteher. 

Außerdem producirte Johann Sch. die Originalempfangsbe⸗ 
ſtätigung vom 18. Auguſt 1860 über die bezahlte Bürgerrechtstaxe 
pr. 4 fl. 20 kr. 

Die Gemeinde T., geſtützt auf dieſe beiden Documenke, 
behauptete nun, daß Johann Sch. nach N. zuſtändig ſei. 

Die Gemeinde N. aber beſtritt die Legalität der obigen Ge— 
meindeaufnahme ſtellte den Aufnahmsact als einen eigenmächtigen 
Vorgang des Gemeindevorſtehers hin, weil der Aufnahme kein Ge— 
meindebeſchluß zu Grunde liege, ja die Gemeinde bis jetzt nichts 
von dieſer angeblichen Aufnahme gewußt habe. Die Bezahlung der 
Bürgerrechtstaxe beweiſe auch nichts, weil die Gemeinde das alte 
Recht habe, von jedem angehenden Beſitzer im Markte dieſe Taxe 
einzuheben. Es wäre für die Gemeinde ſehr traurig, wenn ſie die 
Folgen ungeſetzlicher Aete des verſtorbenen Gemeindevorſtehers Joſef 
K. tragen müßte. 

Die ſpäter ſtattgefundenen Erhebungen, ob die Aufnahme des 
Sch. auf einem Gemeindebeſchluſſe beruht oder nicht, führten zu 
keinem Ergebniſſe. Das Einreichungsprotokoll der Gemeinde enthält 


sub Z. 371 ex 1860 nur die Angabe: „Herr Johann Sch. wur de 


1855, nach Wa, wo er ſich bis Juli 1860 aufhielt, das Heimat⸗ 


recht aber bis zur Giltigkeit des Gemeindegeſetzes von 1859 nicht 
mehr erſitzen konnte. Vom Juli 1860 bis Anfangs 1867 war er 
in N. in Oberöfterreih, wo er laut Kaufvertrages vom 4. Juli 
1860 das Haus Nr. 74 erworben hatte. Er gerieth i. J 1866 in 
Concurs und verließ N. Anfangs 1867. Seither lebt er in Wien 

Da Johann Sch. von Geburt aus nach B. in der Gemeinde 
T. zuſtändig war und dieſe Zuſtändigkeit bis zu ſeiner Verabſchiedung 
(1856) und bis zur Anſäſſigmachung in N. (1860) auch von der 
Gemeinde T. nicht beſtritten wird, ſo handelt es ſich nur um die 
Periode von 1860 herwärts. Johann Sch. behauptet nämlich, daß 
er anlaͤßlich des Hauskaufes in N. von der dortigen Gemeinde in 
den Gemeindeverband aufgenommen worden ſei und dort ſogar die 
Bürgerrechtstaxe bezahlt habe. Er beſitzt ferner einen Hauſirpaß und 
einen Reiſepaß vom Jahre 1872 von der Bezirkshauptmannſchaft 
Sch. in Oberöſterreich. 

Was nun die Gemeindeaufnahme betrifft, um welche ſich die 
ganze Verhandlung dreht, jo producirte Tohann Sch. eine Original⸗ 
Urkunde, welche wörtlich lautet, wie folgt: 

Rr. 371. Deere t, 

Nachdem Herr Johann Sch., Handelsmann und Hausbeſitzer 
Nr. 74 im hieſigen Markte, wegen Aufnahme im hieſigen Gemeinde- 
verbande angeſucht hat, ſo wird demſelben von hieſiger Gemeinde⸗ 


am 19. December 1860 in den hieſigen Gemeindeverband auf— 
genommen und mittelſt Decret verſtändiget.“ Sitzungsprotokolle 
wurden in dieſer Gemeinde erſt vom 23. Auguſt 1868 angefangen 
geführt. Ueber die Zahlung der Bürgerrechtstaxe durch Sch. findet 
ſich in den Gemeinderechnungen nichts vor. Der i. J. 1860 als Ge— 
meindeſchreiber in N. bedienſtet geweſene Karl O., jetzt Telegraphen— 
beamter, ſagte aus, daß er jetzt nach einem ſo langen Zeitraum nicht 
mit Beſtimmtheit angeben könne, ob die Aufnahme des Sch. auf 
Grund eines Gemeindebeſchluſſes erfolgt iſt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft Sch. in O.⸗Oe. vertrat die Anſicht, 
daß Sch noch immer nach T. zuſtändig ſei und daß die ungeſetzlich 
erfolgte Aufnahme in den Gemeindeverband von N. ohne Folgen 
bleiben mußte. Denn Sch. ſei damals erſt ein halbes Jahr in N. 
geweſen und es habe ſonach gemäß § 39, P. 3 des Gemeindegeſetzes 
von 1859 die Aufnahme noch gar nicht erfolgen können. Auch ſei 
nicht erwieſen, daß nach § 38 desſelben Geſetzes ein Gemeindebeſchluß 
gefaßt worden iſt. Die Zahlung der Bürgerrechtstaxe ſei nur eine 
Folge des Hausbeſitzes gewefen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in R. (in Krain) iſt der entgegen- 
geſetzten Anſicht. Die Zahlung der Bürgerrechtstaxe ſetze die Zu⸗ 
ſtändigkeit voraus. Der $ 39 des Gem.⸗Geſ. v. 1859 fage nicht, 
daß eine Aufnahme erſt nach 4jährigem Aufenthalte erfolgen dürfe, 
ſondern nur, daß ſie nach dieſem Zeitpunkte nicht verſagt werden 
könne. Daß die Aufnahme des Sch. ohne Gemeindebeſchluß geſchah, 


vorſtehung hiemit die Aufnahme in den Gemeindeverband N. ertheilt liege nicht erwieſen vor. 


Die Statthalterei in Oeber-Oeſterreich theilte die Anſicht der 
Bezirkshauptmannſchaft Sch., indem fie die Legalität der Aufnahme 
beſtritt. Es fehle der Beweis, daß die Aufnahme durch einen Ge— 
meindebeſchluß erfolgte. Das Aufnahmsdecret ſpreche nur von der Ge— 
meindevorſtehung, ſei nur vom Gemeindevorſteher unterzeichnet und 
enthalte keinen Hinweis auf einen vorausgegangenen Gemeindebeſchluß 
($ 108 der Gem. Did. ex 1849). Ein ſolcher illegaler Act könne 
keine rechtlichen Folgen nach ſich ziehen. 


Die Landesregierung in Krain dagegen behauptete, daß mit 
Rückſicht auf die vorhandene Aufnahmsurkunde nicht der Beweis, 
daß ihr ein Gemeindebeſchluß zu Grunde liege, verlangt werden könne, 
ſondern vielmehr der Beweis, daß dies nicht der Fall ſei, erbracht 
werden müßte, wenn dieſe Urkunde für ungiltig erklärt werden wolle. 
Der Umſtand, daß das Aufnahmsdeeret nur vom Gemeindevorſteher 
ſpricht und nur von dieſem unterfertigt iſt, ſei nur ein Formfehler 
und es ſei überhaupt dieſes Deeret nur als eine Intimation von der 
erfolgten Aufnahme, nicht aber als Aufnahmsurkunde anzuſehen. 

Das Miniſterinm des Innern hat unterm 17. October 1875, 
Z. 14778 im Grunde des § 40 des Heim.-Gef. erkannt daß der 
Hauſirer Johann Sch. das Heimatrecht in der Gemeinde T. beſitze 
und zwar aus folgenden Gründen: 


„Johann Sch. war unbeſtritten bis zum Jahre 1860 ein An 
gehöriger dieſer Gemeinde. Erſt in dieſem Jahre, in welchem er käuf— 
lich das Haus Nr. 74 in der Ortsgemeinde N., Bezirk Sch. in 
Ober⸗Oeſterreich erwarb, erfolgte deſſen angebliche Aufnahme in den 
Verband der Gemeinde N., auf welche Aufnahme die Gemeinde T., 
die Bezirkshauptmannſchaft R. in Krain und die dortige k. k. Landes- 
regierung die Verweigerung der Anerkennung der ferneren Zuſtändigkeit 
des Johann Sch. nach T. ſtützen, während die Gemeinde N., die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft Sch. in Ober⸗Oeſterreich und die dortige k. I 
Statthalterei den Beweis einer legal erfolgten Aufnahme in den Ge— 
meindeverband nicht als vorhanden anerkennen. Rückſichtlich dieſer aus⸗ 
drücklichen Aufnahme in den Gemeindeverband liegt das von Johann 
Sch. producirte Originaldecret der Gemeinde N. ddo. 19. December 
1860 Nr. 371 vor, welches hinſichtlich deſſen, was es enthält, aller- 
dings als beweismachend angeſehen werden muß und das Factum, 
daß der Aufnahme in den Gemeindeverband der nach § 38 der 
G. O. vom Jahre 1859 erforderliche Gemeindebeſchluß zu Grunde 
lag, wenn dieſes Factum in der Urkunde beſtätigt wäre, genügend 
darthun würde. Allein ſtatt deſſen ſagt dieſes Decret wörtlich, daß 
dem Johann Sch. die Gemeindeaufnahme von der „Gemeindevor— 
ſtehung“ ertheilt werde. Dasſelbe enthält gegen die Beſtimmung des 
$ 108 der G. O. vom Jahre 1849 keinerlei Berufung auf einen 
vorausgegangenen Gemeinde-Sitzungsbeſchluß und entbehrt der Mit- 
fertigung von Seite zweier Ausſchußmitglieder. Beim Abgange eines 
ſonſtigen Nachweiſes über die Aufnahme aus den Gemeindeacten kann 
ſonach nur als erwieſen angenommen werden, was aus dem Inhalte 
der Aufnahmsurkunde ſelbſt hervorgeht und dieſer iſt nicht geeignet 
zu erweiſen, daß die Aufnahme in legaler Weiſe durch einen Gemeinde- 
beſchluß erfolgt jet. Auch der Umſtand, daß Sch. die Bürgerrechts⸗ 
taxe in N. bezahlt hat, vermag deſſen legale Aufnahme in den dor⸗ 
tigen Gemeindeverband nicht außer Zweifel zu ſtellen, weil dieſe 
Zahlung laut der vorliegenden Empfangsbeſtätigung ſchon am 18. 
Auguſt 1860, alſo zu einer Zeit erfolgt iſt, wo Sch. ſelbſt nach dem 
obigen Decrete noch nicht in den Verband der Gemeinde aufgenom⸗ 
men war. Bei dieſer Sachlage iſt alſo nicht conſtatirt, daß Johann 
Sch. das unbeſtritten bis 1860 beſeſſene Heimatsrecht in T. durch 
die Erwerbung eines neuen Heimatsrechtes verloren habe“. F. 


Zum Begriffe von landwirthſchaftlichen Hilfsarbeitern. 


Mittelſt Dienſtvertrages vom 5. Februar 1871 wurde Joſef 
S. in den Dienſt der Fürſtin M. als Werkführer (Maſchiniſt) gegen 
einen monatlichen Gehalt von 40 fl. ſammt freier Wohnung und 
Beheizung, auf die Dauer von zwei Jahren aufgenommen, und wurde 
im Vertrage beſtimmt, daß die Kündigung desſelben nur 3 Monate 
vorhinein von einer oder der andern Seite geſchehen kann. S. ver⸗ 
pflichtete ſich in dieſem Vertrage außer dem Werke bei der Brand 
weinbrennerei und der Dreſchmaſchine in K., auch die nöthigen Her- 
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ſtellungen und Reparaturen in St. zu beſorgen und im Falle, daß 
die Brandweinbrennerei nicht im Betriebe ſein ſollte, jede andere 
Bedienſtung beim Baue neuer Gebäude oder Maſchinen anzunehmen. 
Nach Ablauf der zwei erſten Dienſtjahre wurde dann der erwähnte 
Vertrag mündlich von Jahr zu Jahr unter denſelben Bedingungen 
verlängert. 

Am 11. October 1874 hat der Gutsgebietsvorſtand von 
K., Friedrich R., bei der Bezirkshauptmannſchaft eine Eingabe ein 
gebracht, worin er vorbrachte, daß S mittelft ſogenannten Sperrzeugs 
(Dietrich's) verſchiedene Schlöffer aufgeſperrt, daß er untern Anderem 
am 30. September 1874 in einem Stalle ein Strohbehältniß durch⸗ 
ſucht hat, und daß er hiedurch das Vertrauen der Gutsherrſchaft 
verloren. Er ſtelle hienach die Bitte, die Bezirkshauptmannſchaft möge 
erkennen, daß die Fürſtin M. den Joſef S. vom Dienſte unverzüglich 
entfernen könne und das dieſer verpflichtet ſei, die Wohnung zu räumen 
und das Gutsgebiet zu verlaſſen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat eine Vernehmung des Joſef S. 
angeordnet. S. verwahrte ſich dagegen, daß er als Hilfsarbeiter bei 
der Landwirthſchaft in K. oder bei der Schindelfabrik in St. behan⸗ 
delt werde, indem er laut Vertrages als Werkführer bei der Brand— 
weinbrennerei und der Dreſchdampfmaſchine angeſtellt ſei, daher die 
vorliegende Dienſtſtreitigkeit nicht im adminiſtrativen Wege entſchieden 
werden kann, ſondern zur Competenz der Gerichte gehört. 

Dieſer Anſchauung iſt auch die Bezirkshauptmannſchaft beige— 
treten und hat mit Erlaß vom 10. October 1874 dem Kläger be⸗ 
deutet, daß fie deſſen Geſuch wegen Incompetenz der merttoriſchen 
Erledigung nicht unterziehen könne, weil S. gemäß des Dienſtver— 
trages ausdrücklich nur als Werkführer aufgenommen wurde und ſeine 
Befähigung hiezu durch den Meiſterbrief nachgewieſen hat, daher 
weder jenen Perſonen beigezählt werden kann, auf welche die Beſtim— 
mungen der §§ 73 und 78 der Gewerbeordnung Anwendung finden, 
noch auch denjenigen, auf welche ſich die Miniſterialverordnung vom 
15. März 1860, R. G. Bl. Nr. 73 oder die Dienſtbotenord⸗ 
nung bezieht. 

Gegen dieſes Erkenntuiß hat der Gutsgebietsvorſtand R. an 
die Statthalterei die Berufung ergriffen. Er führte daſelbſt aus, daß 
die Fuͤrſtin M. mit der Führung der Wirthſchaft ſich ſelbſt befaſſe 
und nur zur Aushilfe verſchiedene Fachleute habe, namentlich einen 
Oekonomen, Schmied, Riemer einen Thierarzt und einen Schloſſer, 
als welchen ſie den S. aufgenommen habe. Sie beſitze keine Ge— 
werbsunternehmungen, ſondern betreibe nur eine rationelle Landwirth— 
ſchaft, wobei die Brandweinbrennerei und die Dreſchmaſchine nur 
einen integrirende Theil derſelben bilde. S. könne daher nur als 
Hilfsarbeiter bei der Landwirthſchaft betrachtet und als ſolcher nach 
der Miniſterialverordnung vom 15. März 1860, R. G. Bl. Nr. 73 
behandelt werden und dies um fo mehr, als er keine techniſchen Stu— 
dien beſitzt, vielmehr nur kaum leſen und ſchreiben kaun. Recurrent 
brachte weiters vor, daß die Brandweinbrennerei ſchon ſeit längerer 
Zeit nicht im Betriebe iſt, und daß S. in letzterer Zeit eher als Oe— 
konom fungirt, indem er theils mit der Aufficht über die Fütterung 
des Viehes oder mit der Aufſicht über die Dienerſchaft und mit an: 
deren ähnlichen Angelegenheiten betraut war. 

Dieſe Recurseinwendungen veranlaßten die Bezirkshauptmann— 
ſchaft zu einer Nachtragsvernehmung des S., wobei derſelbe ſeine 
Dienſtespflichten näher ſpectficirt und namentlich vorgebracht hat, daß 
er als Werkführer vor Allem die Reparatur der Maſchinen vorzu— 
nehmen und überhanpt dafür zu ſorgen hatte, daß dieſelben im guten, 
betriebsfähigen Zuſtande ſich befinden. Nach Einſtellung der Braud⸗ 
weinbrennerei im Februar 1874 habe er ſich vorwiegend mit Schloſſer— 
arbeiten befaßt. 

Die Statthalterei hat untern 7. December 1874 dem Recurſe 
des Gutsgebietsvorſtandes Folge gegeben und unter Behebung des 


berufenen Erkenntniſſes die Bezirkshauptmannſchaft angewieſen, gemäß 
der Miniſterialverordnung vom 15. März 1860, R. G. Bl. Nr. 73 


das Anſuchen des Gutsgebietsvorſtandes der meritoriſchen Erledigung 


zu unterziehen, weil nach dem Reſultate der gepflogenen Erhebung 


Joſef S als Hilfsarbeiter bei der Landwirthſchaft auf dem Gutsge- 
gebiete in K. in Verwendung ſteht. 

Nun ergriff Joſef S. die Miniſterialberufung, indem er be— 
hauptete, daß er nicht ein gewöhnlicher Diener geweſen, ſondern als 
Werkführer der Dienſtbotenordnung nicht unterliegt. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Erlaß vom 8. October 


1875, 3. 12.643 die angefochtene Statthaltereientſcheidung, inſoferne 
damit erkannt wurde, daß über Streitigkeiten aus dem in Frage 
ſtehenden Dienſtverhältniſſe in Gemaͤßheit der Miniſterialverordnung 
vom 15. März 1860, R. G. Bl. Nr. 73 die politiſchen Behörden 
zu entſcheiden haben, aufrecht erhalten. 8 


Competenz der Gerichte bei e e e von Rückſtänden 

der im Herzogthume Salzburg üblichen Verkaufsſtockrechtsge⸗ 

bühren. (§§ 1 J. N.; 1 B. V.; Note der Landesregierung von 
Salzburg vom 23. April 1870, 3. 2136.) 


Im Herzogthume Salzburg beſtand das Recht des Aerars zur 
Abforderung von ſogenannten Verkaufsſtockrechten von den in Privat- 
wäldern auf Verkauf gefällten Holzüberſchüſſen, Fichten⸗ und Lärchen⸗ 
ſtämmen. Dieſes Regale wurde nach Abſatz II der kaiſ. Verordnung 
vom 10. November 1858, R. G. Bl. Nr. 227 der Regulirung 
reſp. Ablöſung durch die Grundlaſtenorgane unterzogen. Die bis zur 
Grundlaſtenverhandlung wirklich erlaufenen Stockrechtsgebühren reſp. 
die vom Aerar in Folge Erlaſſes des k. k. Miniſteriums für Landes⸗ 
eultur und Bergweſen vom 28. Mai 1850, 3. 4947 einſtweilen 
vorgemerkten Rückſtaͤnde wurden in die Grundlaſtenverhandlung nicht 
einbezogen und es bleibt deren Einbringung dem Aerar im gütlichen 
oder gerichtlichen Wege überlaſſen. Die Eintreibung dieſer Verkaufs⸗ 
ſtocksrechtsgebührenrückſtände wurde mit dem Finanzminiſterialerlaſſe 
vom 28. Februar 1859, 3. 5178 verordnet. ( 

Die k. k. Finanzprocuratur Salzburg belangte nun die Eheleute 
B. mit der Klage de praes. 27. März 1875, 3. 308 auf Zahlung 
derartiger Rückſtände pr. 3 fl. 35% 5 kr. bei dem Bezirksgerichte Abtenau 
und bat um Einleitung des Bagatellverfahrens. 

Das angerufene Gericht wies dieſe Klage nach § 1 J. N. und 
$ 1 des Bagatellgeſetzes wegen Incompetenz zuruck, da nach dem 
Decrete der oberöſterreichiſchen Regierung vom 5. Juli 1832, 8. 
17.642, dem Erlaſſe des Landespräſidenten in Salzburg vom 9. 
März 1853, Nr. 30 und vom 11. Juni 1853, Nr. 58 L. G. B. 
Salzburg II. Abtheilung und dem Erlaſſe der k. k. Forſtregulirungs⸗ 
Miniſterialcommiſſion vom 6. Juni 1850, Nr. 320 L. G. B. 
Salzburg, Abtheilung! die Eintreibung der Verkaufsſtockrechtsgebühren 
zum Wirkungskreiſe der politiſchen Behörde gehöre. (Beſcheid vom 
15. April 1875, Nr. 308) — In dem biegegen von der Salz⸗ 
burger Finanzprocuratur eingebrachten Recurſe wurde darauf hinge⸗ 
wieſen, daß es ſich in den citirten Erläſſen nicht im mindeſten um 
die Competenz bei Einbringung der Verkaufsſtockrechtsgebühren handle, 
vielmehr handle das Regierungsdecret vom 5. Juli 1832 lediglich 
von der erecutiven Eintreibung von Strafgeldern, Forſtgebühren und 
Schadenerſätzen bei Waldfreveln; der Erlaß vom 11. Juni 1853 
ſpreche nur den Fortbeſtand der Verkaufsſtockrechtsgebühren aus; der 
Miniſterialerlaß vom 6. Juni 1850 verordne bloß die Vormerkung 
derartiger Gebührenrückſtände. Im vorliegenden Falle handle es ſich 
um ein Privatrecht, welches vor das Forum der Gerichte gehöre. 

In Stattgebung dieſes Recurſes fand das k. k. öſterr. Ober⸗ 
landesgericht mit Entſcheidung vom 5. Mai 1875, 3. 7349 in der 
Erwägung, daß die Miniſterialverordnung vom 3. September 1855, 
R. G. Bl. 161 auf rückſtändige Stockrechtsgebühren darum nicht 
anwendbar erſcheint, weil laut $ 1 derſelben nur ſoche Streitigkeiten, 
welche das Bezugsrecht ſelbſt, nicht aber fällige Nutzungen oder Ge⸗ 
bühren zum Gegenſtand haben, zur adminiſtrativen Verhandlung 
gehören, und in weiterer Erwägung, als die um ihre Wohlmeinung 
erſuchte k. k. Landesregierung in Salzburg ſchon laut Note vom 23. 
April 1870, 3. 2136 eröffnete, daß die Einbringung der bis zur 
Grundlaſtenverhandlung wirklich erlaufenen Stockrechtsgebühren be— 
ziehungsweiſe die vom Aerar vorgemerkten Rückſtände dem Aerar 
im gütlichen oder gerichtlichen Wege überlaſſen bleibe, den Beſcheid, 
weil weder eine offenbar Unzuſtändigkeit vorliegt, noch zufolge beſonderer 
Vorſchriften ein gerichtliches Verfahren überhaupt nicht ſtatt bat, zu 
beheben nud bem k. k. Bezirksgerichte die anderweitige geſetzliche Er⸗ 
ledigung der Klage mit Abſehung des gebrauchten Weiſungsgrundes 
aufzutragen. 

Auf Reviſionsrecurs der Eheleute 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
obergerichtliche Recursentſcheidung zu beſtätigen, weil hier nicht der 
Beſtand oder Umfang des Bezugsrechtes ſelbſt im Allgemeinen, 
worüber nach den beſtehenden Geſetzen die Grundlaſtenablöſungs⸗ und 


B. fand der k. k. oberſte 
15. Juni 1875, Z. 6543 die 
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Regulirungsorgane vorläufig zu entſcheiden hätten, in Frage geſtellt 
erſcheint, weil durch den Erlaß der k. k. Forſtregulirungs⸗Miniſterial⸗ 
commiſſion vom 6. Juli 1850, Nr. 320, durch die Erläſſe des 
Landespräſidenten von Salzburg v. 9 März 1853, Nr. 30, 11. 
Juni 1853, Nr. 58 und durch die k. k. Verordnung vom 10. 
November 1858, Nr. 227 der Vertretung des k. k. Aerars keines⸗ 
wegs unbedingt verwehrt betrachtet werden kann, zur Darthuung der 
Richtigkeit einer für beſtimmte Fälle im Sinne des angezogenen 
Erlaſſes der Miniſterialcommiſſion vom Jahre 1850 vorgemerkten 
Verkaufsſtockrechtsgebührenſchuldigkeit und der Fälligkeit derſelben den 
Weg der Gerichte zu betreten, weil im Gegentheile der Umſtand, 
daß im Abſatz III der citirten kai Verordnung von 1858 die in 
Rede ſtehenden Stockrechtsgebührenbezüge in der weiteren Behandlung 
derſelben den im k. Pateute vom 5. Juli 1853, Nr. 130 berührten 
Forſtprodueten⸗Bezugs⸗ und Servitutsrechten gleichgeſtellt werden, 
auf eine ſolche Zuläſſigkeit hindeutet und weil überhaupt nach dem 
Inhalte der Klage der im § 1 J. N. vorgeſehene Fall der unbe— 
dingten Ausſchließung des gerichtlichen Verfahrens nicht en 

er.» Ztg. 
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Verordnung. 


Erlaß des Miniſterinus des Innern vom 14. Oetober 1875, 3. 13.540 in Betreff 
der Zulaſſung franzoͤſiſcher Staatsangehöriger zum Gewerbebetriebe in Oeſterreich. 


Rückſichtlich der Frage, ob für franzöſiſche Staatsangehörige, welche in den 
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern Oeſterreichs ein Gewerbe 
betreiben wollen, die im § 10 der Gewerbeordnung für Ausländer vorgeſchriebene 
Zulaſſung zum Gewerbsbetriebe auch fortan erforderlich iſt, wird den k. k. Lan⸗ 
desbehörden im Einvernehmen mit dem k. und k. Miniſterium des Aeußern und 
dem k. k. Handelsminiſterium eröffnet, daß im Grunde des Handelsvertrages 
zwiſchen Oeſterreich und Frankreich vom 11. December 1866, R. G. Bl. Nr. 164 
Art. 1 und des Schlußprotokolles zu dieſem Staatsvertrage (R. G. Bl. 1866, 
Nr. 166 zu Art. 1) rückſichtlich der franzöſiſchen Unterthauen die beſchränkende 
Beſtimmung des § 10 der Gewerbeordnung zu entfallen habe. 

Der Hauſirhandel, welcher in Oeſterreich geſetzlich nur von Inländern 
betrieben werden darf, bleibt jedoch von dieſer Begünſtigung ausgeſchloſſen. 
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Ruͤckſichtlich der übrigen im Herumziehen betriebenen Gewerbe find die 
Franzoſen vou der Zulaſſung zu deren Betriebe zwar nicht ausgeſchloſſen, können 
aber fo wenig wie die Angehörigen des deutſchen Reiches (Handelsvertrag vom 
9. März 1868, R. G. Bl. Nr. 52 Art. 18) vertragsmäßig eine gleiche 
Behandlung wie die Inländer beanſpruchen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtat haben dem Gouverneur der allg. öſterr. Bodencreditanſtalt 
Sectionschef Alois Moſer die Würde eines geheimen Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretär Dr. Carl Jaeger zum 
Sectionsrathe im Miniſterrathspräſidium ernannt. 

Seine Majeſtät hasen dem Inſpector der pr. Staatseiſenbahngeſellſchaft 
Auguſt Etienne das Rittertreuz des Franz⸗Joſefs⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bet dem k. u. k. Generalconſulate in Smyrna 
in Verwendung ſtehenden k. u. k. Viceconſul Franz Jelinek zum Coniul unter 
vorläufiger Belaſſung auf ſeinem bisherigen Poſten und den bei dem k. u. k. 
Generaleonſulate in Bukareſt verwendeten k. u. k. Conſulareleven Stefan v. 
Burian zum Viceconſul bei dem gedachten Amte ernannt. 

Seine Majeſtät haben die erledigte Stelle des Secretärs und Archivars 
des Franz⸗Joſef⸗Ordeus dem Hofrathe und Kanzleidirector Allerhöchſt ihres Oberſt⸗ 
hofmarſchallamtes, bisher erſten Kanzliſten des Franz⸗Joſef⸗-Ordens Dr. Auguft 
Ritter v. Battioli verliehen, die Vorrückung des bisherigen zweiten Ordenskanz⸗ 
liſten Rudolf Pokorny in die erſte Kanzliſtenſtelle genehmigt und die dadurch 
erledigte Stelle des zweiten Ordenskanzliſten dem Offteial im Oberhofmarſchallamte 
Eduard Ritter Bayer v. Mörthal verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bei dem k. u. k. Generalconfulate in Odeſſa 
verwendeten Dinrnilten Felix Paſtel das goldene Verdienſtkreu; verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Johann Skala zum Der: 
ingenieur für den Staatsbaudienſt in Salzburg, dann die Bauadjuncten Wilh lm 
Mayer und Norbert Dückelmann zu Ingenieuren in Oberöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Hilfsämterdirectors 
bekleideten Hilfsämter⸗Directionsadjuneten im Finanzminiſterium Moritz Seeg ner 
zum Hilfsämterdirector daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat dem Rechnungsrath beim Rechnungsdepartement der 
Finanz⸗Landesdirection in Brünn Leopold Hüby zum Oberrechnungsrath des 
Rechnungsdepartements der Troppauer Finanzdirection ernannt. 


Erledigungen. 
Rechnungsofficialsſtelle beim Rechnungsdepartement der mahriſchen Statt⸗ 


halterei mit der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Rechuungsaſſiſtentenſtelle in 
der eilften Rangsclaſſe, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 263.) 

Bezirksſeeretärsſtelle in Bohmen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 10. De 
cember. (Amtsbl. Nr. 264.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Lilienfeld, eventuell 
bei einer anderen Bezirkshauptmannſchaft in Niederoſterreich bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 264.) 

Zolloberamtsofficialsſtelle in der neunten Rangsclaſſe beim k. k. Haupt⸗ 
zollamte in Salzburg, eventuell eine Zollamtsofficialsſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe oder ein Hilfszolleinnehmerpoſten in der eilften Rangsclaffe, bis Mitte 
December. (Amtsbl. Nr. 265.) 5 

Arztesſtelle bei der k. k. Salinenverwaltung in Hallein reſpective für den 
Kurbezirk Dürrenberg mit 700 fl. Beſtallung, 300 fl. Reiſe-Pauſchale u. ſ. w., 
bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 266.) 

Zwei Aichmeiſtersſtellen bei dem Grazer k. k. Aichamte in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 266.) 1 

Mehrere Conceptsprakticantenſtellen bei den niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
behörden, ohne und mit dem Adjutum jährlicher 500 fl. (Amtsbl. Nr. 266.) 


Im Verlage von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17, 
iſt erſchienen: 
Moritz v. Kaiſerfeld, Verwaltungs⸗Gerichtshof und 
Verwaltungsreform. 
Preis 50 kr., franco pr. Kreuzband 55 kr. 


Außerordentliche Preisermäßigung. 
— ———d 1? ' — -— int. 
Durch alle Buchhandlungen iſt zu beziehen: 


Band⸗Ausgabe, der öſterr. Reichsgeſetze. 


Jahrgang 1868 bis 1874 (7 Bände: Ladenpreis 19 fl.), zuſammen genommen 
zum ermäßigten Preiſe von 
Zehn Gulden, öſterr. Währ. 

Jeder Jahrgang enthält ein alphabetiſches Materien-Regiſter und ein 
nach Reſſorts eingetheiltes chrono logiſches Regiſter; außerdem jedes großere 
Geſetz ein Specialregiſter. . 5 

Die Sammlung, gebildet aus der in meinem Verlage erſcheinenden Taſchen⸗ 
Ausgabe der öͤſterr. Reichsgeſetze, erſetzt einestheils das Reichsgeſetzblatt, 
anderntheils bietet ſie eine werthvolle Beigabe mehr, indem fie auch Rückſicht auf 
die zerſtrenken, den Vollzug und die Anwendung der Geſetze erläuternden Verord. 
nungen und Erläſſe der Adminiſtrativbehörden nimmt und durch Einfügung der Mo. 
tive und citirten Geſetzesſtellen dieſelbe zu einer bequemen Hand aus gabe macht 

Prag, im November 1875. Die Verlags handlung: 

8 Heinrich Mercy. 
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